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Anlage 2 zur GRDrs 831/2017
Stellenschaffung
zum Stellenplan 2018
	 Org.-Einheit

 Kostenstelle
	 Amt
	 BesGr.

 oder

 EG
	 Funktionsbezeichnung
	 Anzahl
 der
 Stellen
	 Stellen-
 vermerk
	 durchschnittl. jährl.
 kostenwirksamer
 Aufwand in €

	32-21
32215215


	Amt für öffentliche Ordnung
	A 11
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW 01/2020
	45.450



1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 0,5 Stelle mit KW 01/2020 in A 11 für die Sachbearbeitung im Aufgabengebiet „Heimaufsicht“ bei der Dienststelle „Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsangelegenheiten“ zur Begleitung der Heime bei der Umsetzung der Landesbauheimverordnung.
2
Schaffungskriterien

Durch die Landesheimbauverordnung (LHeimBauVO) und die zugehörigen Richtlinien entsteht eine befristete Arbeitsvermehrung.
3
Bedarf

3.1
Anlass
Mit der LHeimBauVO soll die Wohnqualität in den Heimen verbessert werden. Die unterschiedlichen Bau- und Raumkonzepte der Heime sind so zu gestalten, dass den jeweils besonderen Bedürfnissen unterschiedlicher Bewohnergruppen im Hinblick auf Selbständigkeit, Sicherheit und einer geschützten Privatsphäre jedes Bewohners Rechnung getragen wird. Die Heime sollen zudem in kleinere, überschaubare Wohneinheiten untergliedert werden. Es sollen z.B. zukünftig nur noch höchstens 100 Einzelzimmer pro Einrichtung und Wohngruppen bis zu maximal 15 Bewohnern vorgehalten werden. Darüber hinaus existieren zahlreiche weitere Vorgaben, deren Umsetzung bis September 2019 von der Heimaufsicht begleitet werden müssen. Zu allen Regelungen gibt es auch Ausnahmemöglichkeiten, deren Auslegung recht weit gefasst ist, und die in jedem Einzelfall neu geprüft werden müssen. Dadurch besteht ein erhöhter Diskussions- und Beratungsbedarf in Bauangelegenheiten, dem die Heimaufsicht entsprechen muss. 

Die Vorgaben der LHeimBauVO müssen bis September 2019 durch die Einrichtungen umgesetzt sein. Für die Träger der Einrichtungen geht es hier um Investitionen in Millionenhöhe. Die Umsetzung ist durch die Heimaufsicht zu begleiten, die entsprechenden Entscheidungen sind zu treffen. Ohne die Begleitung durch die Heimaufsicht können die Einrichtungen die Vorgaben nicht fristgerecht umsetzen. 

Unter Zurückstellung der eigentlich notwendigen Überprüfungen in den Heimen, konnten bisher ca. 20 Einrichtungen abgearbeitet werden. Bei ca. 80 Einrichtungen muss die Umsetzung der Vorgaben noch geprüft werden.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Seit 2012 verfügt der Bereich Heimaufsicht über 2,5 Stellen und muss 100 Einrichtungen mit 6.319 Bewohnerplätzen beraten und überprüfen.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Ablehnung der Stellenschaffung würde dazu führen, dass die heimrechtlichen Pflichtaufgaben, wie Vorortkontrollen, weiter reduziert wahrgenommen werden müssten. Die Kontrollquote würde dauerhaft hinter dem landesweiten Durchschnitt und der gesetzlichen Kontrollquote zurückbleiben. Dies würde dem Gesetzeszweck der Qualitätssicherung und -verbesserung des Verbraucherschutzes und der Verbraucherinformation zuwiderlaufen.
Eine Verschiebung der Aufgaben auf andere Dienstposten innerhalb der Dienststelle oder des Amts für öffentliche Ordnung ist nicht möglich, ohne die Wahrnehmung anderer zwingender weisungsgebundener Pflichtaufgaben einschneidend zu beeinträchtigen.
4
Stellenvermerke

KW 01/2020
